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Antrag 

der Abgeordneten Gila Altmann (Aurich), Albert Schmidt (Hitzhofen) und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Blockade beim Kombinierten Verkehr beenden 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Der Güterverkehr ist in den letzten Jahren stark angewachsen. 
Profitiert hat von diesem Anstieg vor allem der Straßengüter- 
verkehr, der sich in den vergangenen 10 Jahren mehr als ver- 
doppelt hat. Nach den dem Bundesverkehrswegeplan zu- 
grundeliegenden Prognosen ist bis zum Jahr 2010 mit einer 
abermaligen Verdopplung des LKW-Verkehrs zu rechnen. 
Demgegenüber sinkt der Anteil der Bahn am Gütertransport 
beständig und betrug 1995 noch 17 % mit weiter sinkender 
Tendenz. Die Bundesregierung hat diesem Niedergang der 
Bahn im Güterverkehr bisher tatenlos zugesehen, mit schwer- 
wiegenden Folgen für die Umwelt: Schadstoffemissionen, 
Lärm und Flächenverbrauch durch den Güterverkehr haben in 
den letzten Jahren drastisch zugenommen. Der Anteil des Kom- 
binierten Verkehrs (KV) an den Transportmengen der Deut- 
schen Bahn AG ist mit 10 % bisher gering geblieben und stag- 
niert wegen mangelnder Konkurrenzfähigkeit gegenüber dem 
LKW seit einigen Jahren auf niedrigem Niveau. 

2 . Der Bundesrechnungshof hat in seinem Bericht über die Betäti- 
gung des Bundes bei der Deutschen Bahn AG und deren 
Beteiligungsunternehmen im Bereich des KV zu Recht scharf 
kritisiert, daß 

- in den vergangenen Jahren erhebliche Mittel zum Ausbau 
der Infrastruktur des KV nicht wie vorgesehen verwendet 
worden sind. Statt der im Dreijahresplan Schiene 1995 
bis 1997 vorgesehen Investitionsmittel in Höhe von 
422 Mio. DM sind nach Auskunft der Bundesregierung 
lediglich 246 Mio. DM (Drucksache 13/6675) in den Aus- 
bau der KV- Infrastruktur geflossen; 

- sich die den Ausbauplänen der KV-Infrastruktur zugrunde- 
liegenden Prognosen in den vergangenen Jahren als völ- 
lig überhöht herausgestellt haben. Es besteht angesichts 
der geringen Konkurrenzfähigkeit des KV im Vergleich 



Drucksache 13/7520 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


zum LKW-Verkehr die Gefahr, daß die im Bundesver- 
kehrswegeplan vorgesehenen Investitionen von insgesamt 
4,1 Mrd. DM bis zum Jahr 2012 für den Ausbau der KV- In- 
frastruktur getätigt werden, ohne daß es zu einer entspre- 
chenden Verkehrsverlagerung von der Straße zum KV 
kommt. Damit ist jedoch die Wirtschaftlichkeit aller Aus- 
baumaßnahmen der KV-Infrastruktur stark gefährdet. Eine 
Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(„Verminderung der Luft- und Lärmbelastungen im Güter- 
fernverkehr 20 10'") im Auftrag des Umweltbundesamtes 
belegt, daß nur durch eine drastische Änderung der 
verkehrspolitischen Rahmenbedingungen zugunsten der 
Schiene die zum wirtschaftlichen Betrieb notwendigen 
Gütermengen erreicht werden können; 

- dem Bundesministerium für Verkehr die grundlegenden 
Voraussetzungen (Daten) für die Beurteilung fehlen, ob die 
mit den Ausgaben in Milliardenhöhe verfolgten Ziele beim 
Ausbau der KV-Infrastruktur erreicht werden und ob der 
KV in Zukunft überhaupt wirtschaftlich betrieben werden 
kann. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. dem Deutschen Bundestag umgehend eine Stellungnahme zu 
den Vorwürfen des Bundesrechnungshofes, insbesondere zu 
den Versäumnissen der Bundesregierung vorzulegen und den 
Verbleib der ursprünglich für den Ausbau der KV-Infrastruk- 
tur vorgesehen Mittel lückenlos aufzuklären; 

2. dem Deutschen Bundestag innerhalb eines Jahres ein Konzept 
über die weitere Förderung der KV-Infrastruktur zur Ver- 
knüpfung der Verkehrsträger LKW, Bahn und Binnenschiff im 
Rahmen eines ökologischen Gesamtkonzeptes vorzulegen, das 
sich an der Gewährleistung von Umweltqualitätszielen gemäß 
den Vorschlägen des Sachverständigenrates für Umweltfragen 
orientiert; 

3. wegen der großen Bedeutung des KV und der hohen Zuwen- 
dungen des Bundes in diesem Bereich, in die KV-Beteili- 
gungsunternehmen der Deutschen Bahn AG Vertreter des 
Bundes zu entsenden, die dort seine Interessen wahrnehmen 
und für eine regelmäßige Rückkopplung zwischen unterneh- 
merischen und politischen Entscheidungen sorgen; 

4. die Deutsche Bahn AG zur Vorlage detaillierter Unterlagen 
über die Wirtschaftlichkeit von Investitionen in KV-Infrastruk- 
tur zu verpflichten, um für die Zukunft Fehlinvestitionen zu 
vermeiden; 

5. den Bundesverkehrswegeplan 1992 mittels eines Szenarios für 
eine an Umweltqualitätszielen orientierte Güterverkehrspoli- 
tik fortzuschreiben, auf dessen Basis die zukünftigen Investi- 
tionen in die KV-Infrastruktur geplant werden. Das Szenario 
ist so auszugestalten, daß die im Bundesverkehrswegeplan 
1992 genannten Transportmengen im KV durch eine Verlage- 
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rung von der Straße erreicht werden. Um den Vor- und Nach- 
lauf auf der Straße möglichst gering zu halten, ist bei der Pla- 
nung eine dezentrale Standortkonzeption zugrunde zulegen; 

6. die finanzpolitischen Rahmenbedingungen im Güterverkehr 
zugunsten der Schiene und des KV sowie der Binnenschiffahrt 
zu verändern, indem allen Verkehrsträgern schrittweise ihre 
externen Kosten angelastet werden; 

7. das Bundesschienenwegeausbaugesetz dergestalt zu ändern, 
daß in Zukunft auch der Ausbau der KV- Infrastruktur im Ei- 
gentum Dritter gefördert werden kann, sofern für alle Eisen- 
bahnunternehmen der diskriminierungsfreie Zugang zur In- 
frastruktur gewährleistet ist. So können schon bestehende 
Anlagen, die sich im Eigentum von Kommunen oder privaten 
Gesellschaften befinden, gemäß den Bedürfnissen des KV aus- 
gebaut werden. Damit lassen sich kostspielige Doppelinvesti- 
tionen sowie weitere Verzögerungen beim Ausbau der KV-In- 
frastruktur vermeiden; 

8. sich auf EU-Ebene über die vereinbarten Relationen von Gü- 
ter-Freeways hinaus für einen diskriminierungsfreien Zugang 
von Unternehmen zur Eisenbahninfrastruktur in Europa ein- 
zusetzen; 

9. sich auf EU-Ebene für eine finanzielle Aufstockung des 
Aktionsprogramms zur Förderung des KV einzusetzen. 

Bonn, den 17. April 1997 

Gila Altmann (Aurich) 

Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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